Auszug aus dem Protokoll

des Regierungsrates des Kantons Ziirich KR-Nr. 96/2025

Sitzung vom 4. Juni 2025

583. Anfrage (Gewisserraumausscheidung im Siedlungsgebiet
ohne Riicksicht auf Fruchtfolgeflichen)

Kantonsritin Ruth Biichi-Vogeli, Elgg, hat am 31. Mérz 2025 folgende
Anfrage eingereicht:

Im Kanton Ziirich werden zurzeit Gewéasserrdume im Siedlungsgebiet
ausgeschieden. Die Ausscheidung der Gewésserrdaume ausserhalb des
Siedlungsgebietes folgt zu einem spéateren Zeitpunkt. Bei Gewéssern,
die um das Siedlungsgebiet herum verlaufen, werden nun aber nicht nur
Gewisserrdume auf der Seite des Siedlungsgebiets ausgeschieden, son-
dern auch auf der Seite der Landwirtschaftszone.

Die Kriterien fiir die Ausscheidung der Gewésserrdume in der Land-
wirtschaftszone sind noch nicht definitiv festgesetzt und entsprechen
voraussichtlich nicht denjenigen im Siedlungsgebiet. Die zurzeit ausge-
schiedenen Gewésserrdaume im Siedlungsgebiet werden im Kanton Zii-
rich aber grundsétzlich symmetrisch auf beiden Seiten der Gewisser
ausgeschieden, ohne Riicksicht auf die unterschiedlichen Kriterien der
verschiedenen Zonen und ohne Riicksicht auf Fruchtfolgeflachen (FFF).

Bei der geforderten Interessenabwigung wird das Revitalisierungs-
potential als 6ffentliches Interesse beriicksichtigt, nicht aber die FFF.

Gemass GSchG Art. 36a Abs. 3 gilt der Gewisserraum nicht als FFF
und muss kompensiert werden. Die Landwirte diirfen diese Fldchen nur
noch extensiv bewirtschaften. Gewisserrdume, die iiber Jahre nur noch
extensiv bewirtschaftet werden konnen, weisen langerfristig auch keine
FFF-Qualitdt mehr auf.

Gemaiss Gewisserschutzgesetz (GschG) Art. 36a muss nur bei ober-
irdischen Gewéssern ein Gewédsserraum ausgeschieden werden. Bei ein-
gedolten Gewéssern kann auf die Ausscheidung von Gewisserraum ver-
zichtet werden.

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um Beantwor-
tung folgender Fragen:

1. Wieso werden im Zusammenhang mit der Gewésserraumausscheidung
im Siedlungsgebiet auch Gewisserrdume in der Landwirtschaftszone
ausgeschieden, obwohl die Kriterien in dieser Zone noch nicht defi-
nitiv festgesetzt sind?
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2. Werden die bereits ausgeschiedenen Gewisserrdume ausserhalb des
Siedlungsgebietes bei der zukiinftigen Festlegung in dieser Zone
nochmals iberpriift? Wenn nein, wieso nicht? Wie werden in diesem
Fall die unterschiedlichen Ausscheidungskriterien ausserhalb des
Siedlungsgebietes begriindet?

3. Wie viele FFF sind bei der Ausscheidung der Gewisserrdume im

Siedlungsgebiet im Kanton Ziirich betroffen (in m?)?

. Wo werden diese Flichen kompensiert?

. Wieso werden die betroffenen FFF bei einer Interessenabwégung nicht

als offentliches Interesse miteinbezogen und bertiicksichtigt?

. Sind FFF im Kanton Ziirich grundsétzlich kein 6ffentliches Interesse?

. Wird im Kanton Ziirich bei eingedolten Gewéssern auf die Ausschei-

dung von Gewisserrdumen verzichtet? Wenn nein, wieso nicht? Nach
welchen Kriterien wird entschieden?

(SN
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Auf Antrag der Baudirektion

beschliesst der Regierungsrat:
I. Die Anfrage Ruth Biichi-Vogeli, Elgg, wird wie folgt beantwortet:

Zu Frage 1:

Gemiss § 15d der Verordnung iiber den Hochwasserschutz und die
Wasserbaupolizei (HWSchV, LS 724.112) wird der Gewisserraum bei
einem Planungsgebiet, das an ein Fliessgewésser grenzt, in diesem Ge-
wisserabschnitt nur festgelegt, wenn dies auch auf der gegeniiberliegen-
den Seite erfolgt. Gemiss § 15k HWSchV werden die Gewésserrdume
in der Regel beidseitig gleichméssig zum Gewésser angeordnet. Diese
Bestimmungen legen nahe, dass eine Gewésserraumfestlegung an einem
Fliessgewdsser immer gleichzeitig auf beiden Seiten des Gewéssers er-
folgt. Im Rahmen der Gewésserraumfestlegung innerhalb des Siedlungs-
gebiets wird der Gewidsserraum gemass § 15¢ HWSchV in Bauzonen,
kommunalen Freihaltezonen, Erholungszonen und Reservezonen fest-
gelegt. Somit kann es vorkommen, dass bei einem Fliessgewédsser am
Siedlungsrand nicht nur eine Festlegung im Siedlungsgebiet, sondern
auch in der gegeniiberliegenden Landwirtschaftszone oder im Wald er-
folgt, damit die Gewésserraumfestlegung im Siedlungsgebiet vollstandig
abgedeckt werden kann.

Dies erfolgt zum Vorteil der betroffenen Grundeigentiimerinnen und
Grundeigentiimer, die damit in Bezug auf die Lage des Gewésserraums
Planungs- und Rechtssicherheit und in der Regel eine Milderung der
baulichen Einschrinkungen erhalten, da der Gewésserraum oftmals
weniger breit ist als die iibergangsrechtlichen Uferstreifen.
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Um eine unzweckmaéssige Zerstiickelung des Gewisserraums bzw.
des Festlegungsperimeters zu vermeiden, wird der Gewésserraum bei
kurzen Verbindungsabschnitten von hochstens 300 m Linge zwischen
Siedlungsgebieten in der Regel durchgezogen, auch wenn dadurch beid-
seitig Nicht-Siedlungsgebiet (Landwirtschaftsgebiet oder Wald) betrof-
fen ist. Diese Praxis ist als Grundsatz auf der «Informationsplattform
Gewisserraum» festgehalten (siehe gewaesserraum.ch, Ubergeordnete
Prinzipien).

Zu Frage 2:

Eine Uberpriifung der bereits rechtskriftig festgelegten Gewésser-
raume ist bei der spiteren Festlegung des Gewésserraums ausserhalb des
Siedlungsgebiets aus Griinden der Planungs- und Rechtssicherheit grund-
sétzlich nicht vorgesehen. Haben sich die Verhiltnisse im Umfeld eines
Gewidssers erheblich gedndert, wird der festgelegte Gewésserraum iiber-
priift und gegebenenfalls angepasst. Sich dndernde Verhiltnisse konnen
sich durch Hochwasserereignisse, Revitalisierungs- und Wasserbaupro-
jekte, Anderungen der Gewissernutzung oder neue Natur- und Land-
schaftsschutzvorgaben ergeben. Die Ausscheidungskriterien fiir die
Festlegung des Gewésserraums ausserhalb des Siedlungsgebiets werden
sich von denjenigen im Siedlungsgebiet nicht derart unterscheiden, dass
dies eine Uberpriifung der bereits in der Landwirtschaftszone festge-
legten Gewisserrdume verlangen wiirde.

Zu Frage 3:

Im Kanton Ziirich sind gesamthaft 37701 m? Fruchtfolgefldachen
(FFF), davon 5654 m? bedingte geeignete FFF mit Nutzungseignungs-
klasse 6, von einem rechtskriftigen Gewidsserraum iiberlagert (Stand
12. Mai 2025).

Zu Frage 4:

Gemaiss Art.36a Abs. 3 des Gewisserschutzgesetzes (GSchG, SR
814.20) gilt der Gewisserraum nicht als FFF. Fiir einen Verlust an FFF
ist nach den Vorgaben der Sachplanung des Bundes nach Art. 13 des
Raumplanungsgesetzes (SR 700) Ersatz zu leisten. Geméss Art. 41cbis
der Gewisserschutzverordnung (GSchV, SR 814.201) ist ackerfidhiges
Kulturland mit der Qualitdt von FFF im Gewdisserraum von den Kan-
tonen bei der Inventarisierung der FFF nach Art. 28 der Raumplanungs-
verordnung (RPV, SR 700.1) separat auszuweisen. Es kann weiterhin an
den kantonalen Mindestumfang der FFF angerechnet werden. Liegt ein
entsprechender Bundesratsbeschluss (Art. 5 GSchG) vor, so diirfen
diese Flidchen in Notlagen intensiv bewirtschaftet werden. Fiir ackerfi-
higes Kulturland mit der Qualitit von FFF im Gewésserraum, das beno-
tigt wird, um bauliche Massnahmen des Hochwasserschutzes oder der


http://gewaesserraum.ch
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Revitalisierung umzusetzen, ist nach den Vorgaben des Sachplans Frucht-
folgefldchen (Art.29 RPV) Ersatz zu leisten. Vom Gewiisserraum iiber-
lagerte FFF zdhlen somit nach wie vor zum kantonalen Mindestumfang
an FFF gemiss Sachplan Fruchtfolgeflachen des Bundes. Erst wenn FFF
im oder ausserhalb des Gewisserraums durch ein Wasserbauprojekt tat-
sdchlich beansprucht werden, d. h. dauerhaft verlustig gehen, muss Ersatz
geleistet werden.

Die im Rahmen von Wasserbauprojekten beanspruchten FFF werden
im Kanton Ziirich kompensiert.

Zu Fragen 5 und 6:

Gemiss Art.26-30 RPV und dem Sachplan Fruchtfolgefldchen des
Bundes sind die Kantone verpflichtet, ein aufgrund ihrer Grosse sowie
naturrdumlichen und klimatischen Voraussetzungen bestimmtes Kon-
tingent an FFF zu sichern und in der Richtplanung auszuweisen. Somit
ist der Erhalt der FFF ein 6ffentliches Interesse nach Bundesrecht, das
wie andere Offentliche und private Interessen bei einem Planungs- und
Bauvorhaben grundsétzlich zu beriicksichtigen ist.

Im Kapitel «3.2 Landwirtschaftsgebiet» des kantonalen Richtplans
ist der Erhalt der FFF als Ziel definiert und der Umgang mit der Kom-
pensationspflicht sowie die Bedingung fiir den Nachweis eines iiber-
wiegenden Interesses an der Beanspruchung von FFF ist dokumentiert.

Eine Interessenabwégung ist nur insoweit zuléssig, als das Gesetz
dafiir Raum ldsst. Dies trifft in folgenden Féllen zu:

— bei einer Vergrosserung des Gewisserraums fiir den Hochwasser-
schutz, die Revitalisierung, den Natur- und Landschaftsschutz und die
Gewissernutzung,

— bei einem Verzicht auf die Festlegung eines Gewédsserraums,

— beieiner Verkleinerung des minimalen Gewésserraums in dicht tiber-
bauten Gebieten,

— bei asymmetrischer Anordnung des Gewésserraums und

— bei einer Harmonisierung des Gewésserraums mit bestehenden Vor-
gaben.

Das Interesse am Erhalt der FFF wird bewertet, gegeniiber anderen
offentlichen und privaten Interessen abgewogen und im Entscheid ge-
wiirdigt.

Zu Frage 7:

Bei eingedolten Gewéssern kann geméss Art. 41a Abs. 5§ Bst. b GSchV
auf die Festlegung des Gewésserraums verzichtet werden, soweit keine
iiberwiegenden Interessen entgegenstehen. Dafiir miissen folgende Vo-
raussetzungen erfiillt sein:
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— es besteht durch die Dole kein Hochwasserschutzdefizit,

— eine Offenlegung der Dole an der jetzigen Lage ist durch die baulichen
Gegebenheiten nicht moglich,

— es besteht kein Revitalisierungspotenzial und

— die Dole ist durch anderweitige planerische Festlegungen mit Sicher-
heit vor einer Uberstellung mit Bauten und Anlagen geschiitzt.

Ein Verzicht auf die Festlegung eines Gewésserraums muss in jedem
Fall begriindet und dokumentiert werden. Als Investitionsschutz und im
Hinblick auf den Wegfall des heutigen kantonalen Gewésserabstands
von § m gemiss § 21 des Wasserwirtschaftsgesetzes (LS 724.11) mit dem
kiinftigen Wassergesetz empfiehlt das Amt fiir Abfall, Wasser, Energie
und Luft den Gemeinden als Werkeigentiimerinnen der Dolen, zumin-
dest eine minimale Eingriffsbreite als Gewisserraum festzulegen. Mit
dieser Raumsicherung wird sichergestellt, dass spédtere Sanierungen oder
ein Dolenersatz mit geringem bautechnischem und finanziellem Aufwand
moglich bleiben und die Dole nicht mit neuen Werkleitungen iiberstellt
wird.

I1. Mitteilung an die Mitglieder des Kantonsrates und des Regierungs-
rates sowie an die Baudirektion.

Vor dem Regierungsrat
Die Staatsschreiberin:
Kathrin Arioli



	583. Anfrage (Gewässerraumausscheidung im Siedlungsgebiet  
 ohne Rücksicht auf Fruchtfolgeflächen)
	Auf Antrag der Baudirektion
	beschliesst der Regierungsrat:


